
 
 

Datenschutzhinweise nach Art. 13 und Art. 14 DSGVO 

für Beschäftigte und Bewerber 

Mit diesen Datenschutzhinweisen informieren wir Sie über die Verarbeitung 

personenbezogener Daten im Zusammenhang mit Bewerbungsverfahren, 

Beschäftigungsverhältnissen, Praktika, Ausbildungsverhältnissen sowie sonstigen arbeits- oder 

dienstbezogenen Rechtsverhältnissen. 

Diese Datenschutzhinweise gelten insbesondere für Bewerber, Beschäftigte, ehemalige 

Beschäftigte, Praktikanten, Auszubildende, geringfügig Beschäftigte, freie Mitarbeiter, soweit 

eine vergleichbare Einbindung besteht, sowie für sonstige Personen, deren 

personenbezogene Daten im Zusammenhang mit einem Bewerbungs- oder 

Beschäftigungsverhältnis verarbeitet werden. 

Diese Datenschutzhinweise gelten nicht für Mietinteressenten, Mieter, Nutzungsberechtigte, 

Mitglieder der Genossenschaft oder allgemeine Geschäftspartner. Für diese 

Personengruppen werden gesonderte Datenschutzhinweise bereitgestellt. 

 

1. Verantwortlicher 

Verantwortlicher im Sinne der Datenschutz-Grundverordnung ist: 

Gemeinnützige Bau- und Siedlungsgenossenschaft Klein-Auheim eG 

Veilchenweg 11 

63456 Hanau 

Telefon: +49 (0) 6181 – 60406 

E-Mail: info@bg-klein-auheim.de 

 

2. Datenschutzbeauftragter 

Unser Datenschutzbeauftragter ist: 

LOROP GmbH 

Landgrafenstraße 16 

10787 Berlin 

Telefon: +49 (0) 30 330 96 26 27 

E-Mail: datenschutz@lorop.de 

Sie können sich mit allen Fragen zum Datenschutz sowie zur Ausübung Ihrer 

Datenschutzrechte jederzeit an unseren Datenschutzbeauftragten wenden. 

 

 

 



 
 

3. Verarbeitung personenbezogener Daten im Rahmen von Bewerbungs- und 

Beschäftigungsverhältnissen 

Beschreibung und Umfang der Datenverarbeitung 

Wir verarbeiten personenbezogene Daten, soweit dies für die Anbahnung, Begründung, 

Durchführung, Verwaltung und Beendigung eines Bewerbungs- oder 

Beschäftigungsverhältnisses erforderlich ist. Dies betrifft insbesondere die Bearbeitung von 

Bewerbungen, die Durchführung von Auswahlverfahren, die Erstellung und Verwaltung von 

Arbeitsverträgen, die Personalverwaltung, die Entgeltabrechnung, die Arbeitsorganisation, 

die Erfüllung arbeits-, steuer- und sozialversicherungsrechtlicher Pflichten, die Gewährung von 

Urlaub und sonstigen Abwesenheiten, die Verwaltung von Arbeitszeiten, die Durchführung 

von Schulungen, die Kommunikation mit Beschäftigten sowie die Dokumentation 

arbeitsrechtlich relevanter Vorgänge. 

Zu den verarbeiteten personenbezogenen Daten können insbesondere Name, Anschrift, 

Kontaktdaten, Geburtsdatum, Bewerbungsunterlagen, Lebenslauf, Zeugnisse, 

Qualifikationsnachweise, Angaben zum beruflichen Werdegang, Gesprächsnotizen, 

Angaben zur Eignung und Verfügbarkeit, Vertragsdaten, Personalnummer, Eintritts- und 

Austrittsdaten, Angaben zur Tätigkeit, Arbeitszeitdaten, Urlaubs- und Abwesenheitsdaten, 

Entgelt- und Abrechnungsdaten, Bankverbindungsdaten, Steuerdaten, 

Sozialversicherungsdaten, Krankenkassendaten, Daten zur betrieblichen Altersversorgung, 

Kommunikations- und Korrespondenzdaten, IT-Nutzungs- und Berechtigungsdaten, 

Fortbildungsdaten, Leistungs- und Verhaltensdaten, soweit diese arbeitsrechtlich erforderlich 

sind, sowie Daten zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung rechtlicher Ansprüche 

gehören. 

Wir erheben personenbezogene Daten grundsätzlich bei Ihnen selbst. Soweit wir 

personenbezogene Daten nicht bei Ihnen selbst erheben, erhalten wir diese je nach 

Sachverhalt insbesondere von Personalvermittlern, früheren Arbeitgebern, soweit Sie uns 

entsprechende Referenzen benannt haben oder eine Kontaktaufnahme zulässig ist, 

Behörden, Sozialversicherungsträgern, Krankenkassen, Finanzbehörden, Banken, 

Versicherungen, Bildungsträgern, Gerichten, Rechtsanwälten oder aus öffentlich 

zugänglichen beruflichen Quellen, soweit dies für den jeweiligen Zweck erforderlich und 

rechtlich zulässig ist. 

Soweit wir personenbezogene Daten nicht bei Ihnen selbst erheben, erteilen wir Ihnen diese 

Informationen grundsätzlich innerhalb einer angemessenen Frist nach Erlangung der Daten, 

spätestens innerhalb eines Monats. Werden die Daten zur Kommunikation mit Ihnen 

verwendet, erfolgt die Information spätestens zum Zeitpunkt der ersten Mitteilung. Ist eine 

Offenlegung an einen anderen Empfänger beabsichtigt, erfolgt die Information spätestens 

zum Zeitpunkt der ersten Offenlegung, soweit keine gesetzliche Ausnahme von der 

Informationspflicht besteht. 

Besondere Kategorien personenbezogener Daten im Sinne von Art. 9 Abs. 1 DSGVO können 

im Beschäftigungskontext verarbeitet werden, soweit dies erforderlich und rechtlich zulässig 

ist. Dies betrifft insbesondere Gesundheitsdaten im Zusammenhang mit Arbeitsunfähigkeit, 

betrieblichen Eingliederungsmaßnahmen, arbeitsmedizinischen Untersuchungen, 

Schwerbehinderung, besonderen Schutzrechten, Mutterschutz, Elternzeit, Pflegezeit, 

betrieblichen Unfällen oder sonstigen arbeits- und sozialrechtlich relevanten Sachverhalten. 

Eine Verarbeitung erfolgt nur, soweit hierfür eine Rechtsgrundlage und zusätzlich eine 

Ausnahme nach Art. 9 Abs. 2 DSGVO vorliegt. 



 
 

Zwecke der Datenverarbeitung 

Wir verarbeiten personenbezogene Daten, um Bewerbungen entgegenzunehmen, zu prüfen 

und zu bearbeiten, Auswahlentscheidungen vorzubereiten und zu dokumentieren sowie ein 

mögliches Beschäftigungsverhältnis anzubahnen. Im bestehenden Beschäftigungsverhältnis 

verarbeiten wir personenbezogene Daten, um das Arbeitsverhältnis zu begründen, 

durchzuführen, zu organisieren, zu verwalten und zu beenden, Arbeitsverträge und sonstige 

Vereinbarungen zu erstellen, Arbeitsleistungen zu planen und zu dokumentieren, Entgelt, 

Sozialleistungen und sonstige Ansprüche abzurechnen, gesetzliche Melde-, Nachweis-, 

Dokumentations- und Aufbewahrungspflichten zu erfüllen sowie arbeitsrechtliche, 

steuerrechtliche und sozialversicherungsrechtliche Anforderungen umzusetzen. Die 

Verarbeitung dient außerdem der internen Kommunikation, der Personalplanung, der Einsatz- 

und Abwesenheitsverwaltung, der Verwaltung von IT-Zugängen und Arbeitsmitteln, der 

Gewährleistung von Informationssicherheit, der Organisation von Schulungen und 

Fortbildungen, der Bearbeitung von arbeitsrechtlichen Vorgängen, der Durchführung 

gesetzlich vorgesehener Schutzmaßnahmen sowie der Geltendmachung, Ausübung oder 

Verteidigung rechtlicher Ansprüche. 

Rechtsgrundlage für die Datenverarbeitung 

Die Verarbeitung personenbezogener Daten von Bewerbern und Beschäftigten erfolgt 

vorrangig auf Grundlage von § 26 Abs. 1 BDSG in Verbindung mit Art. 6 Abs. 1 lit. b DSGVO, 

soweit dies für die Entscheidung über die Begründung eines Beschäftigungsverhältnisses oder 

für dessen Durchführung oder Beendigung erforderlich ist. Soweit wir gesetzliche Pflichten 

erfüllen, insbesondere aus dem Arbeitsrecht, Steuerrecht, Sozialversicherungsrecht, 

Arbeitsschutzrecht, Mutterschutzrecht, Schwerbehindertenrecht, Nachweisrecht, 

Handelsrecht oder Aufbewahrungsrecht, erfolgt die Verarbeitung auf Grundlage von Art. 6 

Abs. 1 lit. c DSGVO. Soweit die Verarbeitung zur Wahrung berechtigter Interessen erforderlich 

ist, erfolgt sie auf Grundlage von Art. 6 Abs. 1 lit. f DSGVO. Unsere berechtigten Interessen 

bestehen insbesondere in der ordnungsgemäßen Organisation und Verwaltung des Betriebs, 

der Personalplanung, der Sicherstellung von Arbeitsabläufen, der Gewährleistung der IT- und 

Informationssicherheit, der Dokumentation arbeitsrechtlich relevanter Vorgänge, der 

Vermeidung wirtschaftlicher Schäden sowie der Geltendmachung, Ausübung und 

Verteidigung rechtlicher Ansprüche. Soweit eine Verarbeitung auf Ihrer Einwilligung beruht, 

erfolgt sie auf Grundlage von Art. 6 Abs. 1 lit. a DSGVO beziehungsweise im 

Beschäftigungskontext auf Grundlage von § 26 Abs. 2 BDSG. Eine erteilte Einwilligung können 

Sie jederzeit mit Wirkung für die Zukunft widerrufen. 

Soweit besondere Kategorien personenbezogener Daten verarbeitet werden, erfolgt dies nur, 

wenn neben einer Rechtsgrundlage nach Art. 6 Abs. 1 DSGVO zusätzlich eine Ausnahme 

nach Art. 9 Abs. 2 DSGVO vorliegt. Dies kann insbesondere der Fall sein, wenn die 

Verarbeitung zur Ausübung von Rechten oder zur Erfüllung von Pflichten aus dem 

Arbeitsrecht, dem Sozialversicherungsrecht oder dem Sozialschutz erforderlich ist, wenn die 

Verarbeitung zur Beurteilung der Arbeitsfähigkeit erforderlich ist, wenn sie zur 

Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung rechtlicher Ansprüche erforderlich ist oder 

wenn Sie ausdrücklich eingewilligt haben. 

Empfänger Ihrer Daten 

Innerhalb der Genossenschaft erhalten nur diejenigen Stellen Zugriff auf personenbezogene 

Daten, die diese zur Erfüllung ihrer jeweiligen Aufgaben benötigen. Hierzu gehören 

insbesondere die Geschäftsleitung beziehungsweise der Vorstand, die Personalverwaltung, 

die Buchhaltung, zuständige Vorgesetzte sowie interne Funktionsstellen, soweit sie mit  



 
 

Bewerbungs-, Personal-, Abrechnungs-, Organisations-, IT- oder Compliance-Aufgaben 

befasst sind. 

Darüber hinaus können personenbezogene Daten, soweit erforderlich, an externe Empfänger 

übermittelt werden. Hierzu zählen insbesondere IT-, Software-, Hosting-, Rechenzentrums-, 

Support- und Wartungsdienstleister, Lohn- und Gehaltsabrechnungsdienstleister, Banken und 

Zahlungsdienstleister, Steuerberater, Wirtschaftsprüfer, Rechtsanwälte, Gerichte, 

Finanzbehörden, Sozialversicherungsträger, Krankenkassen, Berufsgenossenschaften, 

Arbeitsagenturen, Versicherungen, Anbieter betrieblicher Altersversorgung, 

arbeitsmedizinische Dienste, Bildungsträger, Reise- oder Mobilitätsdienstleister, soweit 

dienstlich veranlasst, sowie sonstige öffentliche Stellen, wenn eine gesetzliche Verpflichtung 

zur Übermittlung besteht oder die Übermittlung zur Durchführung des 

Beschäftigungsverhältnisses erforderlich ist. 

Soweit Dienstleister personenbezogene Daten in unserem Auftrag verarbeiten, erfolgt dies auf 

Grundlage eines Vertrags über Auftragsverarbeitung nach Art. 28 DSGVO. Andere 

Empfänger, insbesondere Steuerberater, Wirtschaftsprüfer, Rechtsanwälte, Banken, 

Versicherungen, Gerichte, Behörden, Krankenkassen und Sozialversicherungsträger, 

verarbeiten personenbezogene Daten regelmäßig in eigener datenschutzrechtlicher 

Verantwortlichkeit. 

Eine Übermittlung personenbezogener Daten an Stellen in Staaten außerhalb der 

Europäischen Union oder des Europäischen Wirtschaftsraums findet grundsätzlich nicht statt. 

Soweit im Einzelfall Dienstleister mit Sitz außerhalb der Europäischen Union oder des 

Europäischen Wirtschaftsraums eingesetzt werden oder ein Zugriff aus einem Drittland nicht 

ausgeschlossen werden kann, erfolgt dies nur, wenn die Voraussetzungen der Art. 44 ff. 

DSGVO erfüllt sind, insbesondere auf Grundlage eines Angemessenheitsbeschlusses der 

Europäischen Kommission, geeigneter Garantien wie Standardvertragsklauseln oder einer 

gesetzlichen Ausnahme. 

Dauer der Speicherung 

Wir speichern personenbezogene Daten nur so lange, wie dies für die jeweiligen Zwecke 

erforderlich ist. Bewerbungsdaten werden für die Dauer des Bewerbungsverfahrens 

verarbeitet. Kommt kein Beschäftigungsverhältnis zustande, werden die Bewerbungsdaten 

nach Abschluss des Bewerbungsverfahrens gelöscht, sobald sie für die Bearbeitung und eine 

angemessene Dokumentation des Auswahlverfahrens nicht mehr erforderlich sind. Eine 

längere Speicherung kommt nur in Betracht, wenn gesetzliche Aufbewahrungspflichten 

bestehen, Rechtsansprüche geltend gemacht, ausgeübt oder verteidigt werden müssen 

oder Sie in eine längere Speicherung, etwa für einen Bewerberpool, eingewilligt haben. 

Daten aus dem Beschäftigungsverhältnis werden grundsätzlich für die Dauer des 

Beschäftigungsverhältnisses gespeichert. Nach Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses 

werden die Daten gelöscht, sobald sie für die jeweiligen Zwecke nicht mehr erforderlich sind 

und keine gesetzlichen Aufbewahrungs-, Nachweis-, Dokumentations- oder Verjährungsfristen 

entgegenstehen. Entgelt-, Steuer-, Sozialversicherungs-, Buchhaltungs- und sonstige 

abrechnungsrelevante Unterlagen werden entsprechend den einschlägigen gesetzlichen 

Fristen aufbewahrt. Handels- und steuerrechtlich relevante Unterlagen werden regelmäßig für 

sechs oder zehn Jahre gespeichert. Daten, die zur Geltendmachung, Ausübung oder 

Verteidigung rechtlicher Ansprüche erforderlich sind, können bis zum Ablauf der 

einschlägigen Verjährungsfristen gespeichert werden. Soweit Daten Bestandteil von 

Personalakten, Lohnunterlagen, Nachweisen, Prüfungsunterlagen, 

Arbeitsschutzdokumentationen, arbeitsrechtlichen Vorgängen oder Rechtsakten werden,  



 
 

richtet sich die Speicherdauer nach den hierfür jeweils einschlägigen gesetzlichen 

Aufbewahrungs-, Nachweis- und Verjährungsfristen. 

Automatisierte Entscheidungsfindung einschließlich Profiling 

Eine automatisierte Entscheidungsfindung einschließlich Profiling im Sinne von Art. 22 DSGVO 

findet nicht statt. Insbesondere erfolgen keine ausschließlich automatisierten Entscheidungen 

über die Auswahl von Bewerbern, die Begründung, Durchführung oder Beendigung eines 

Beschäftigungsverhältnisses, die Bewertung von Beschäftigten oder die Gewährung 

arbeitsbezogener Leistungen. 

 

4. Ihre Rechte als betroffene Person 

Sie haben gegenüber dem Verantwortlichen das Recht: 

1. auf Auskunft über die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten (dazu gehören 

auch Auskünfte über Zweck, Empfänger und Dauer der Speicherung) nach Art. 15 

DSGVO, 

2. auf Berichtigung unrichtiger personenbezogener Daten (Art. 16 DSGVO), 

3. auf Löschung gemäß Art. 17 DSGVO, 

4. auf Einschränkung der Verarbeitung und Datenübertragbarkeit (Art. 18 und 20 

DSGVO) sowie 

5. der Verarbeitung Ihrer Daten jederzeit zu widersprechen (Art. 21 DSGVO). Legen Sie 

Widerspruch ein, werden Ihre personenbezogenen Daten nicht mehr verarbeitet. Eine 

Ausnahme besteht, soweit zwingende schutzwürdige Gründe bestehen, die 

gegenüber Ihren Interessen überwiegen. 

Eine einmal erteilte Einwilligung kann jederzeit mit Wirkung für die Zukunft widerrufen werden. 

Die Rechtmäßigkeit der aufgrund der Einwilligung bis zum Widerruf erfolgten Verarbeitung 

wird dadurch nicht berührt. In diesem Fall können wir Ihnen möglicherweise mit Ihrem 

Anliegen nicht mehr helfen.  

Sie können sich - wenn Sie der Auffassung sind, dass bei der Verarbeitung Ihrer Daten 

datenschutzrechtliche Vorschriften nicht beachtet werden - mit einer Beschwerde an die 

zuständige Aufsichtsbehörde wenden (Art. 77 DSGVO). Betroffene können ihre Beschwerde 

an die Behörde ihres Wohnsitzes, grundsätzlich aber auch an jede andere 

Datenschutzaufsichtsbehörde richten. 


